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Antragsbereich L: Umwelt und Verbraucherschutz 

 

 

Antrag L1 

Empfänger: SPD-Landtagsfraktion 

 

 
Öffentliche Ausschreibungen müssen Klimaschutz berücksichtigen 

 

Wir fordern die öffentlichen Entscheidungsträger aller Ebenen auf darauf zu achten, dass durch 

über öffentliche Ausschreibungen bezogene Güter und Dienstleistungen keine Schädigung des 

Regenwaldes verursacht wird. Die öffentlichen Ausschreibungen sollten dies in den Kriterien 

berücksichtigen. 

 

 

Antrag L4 

Empfänger: SPD-Landtagsfraktion, SPD-Bundesparteitag, SPD-Bundestagsfraktion 

 

 
Verbot des Tötens männlicher „Eintagsküken“ 

 

Wir fordern die Einstellung der Praxis des Tötens der männlichen „Eintagsküken“ allein aus öko-
nomischen Gründen. Es fehlt nach § 1 TierSchG an einem vernünftigen Grund. Insofern ist das 

Töten männlicher Eintagsküken nach herrschender Meinung, sollte sie weiter fortgesetzt wer-

den, nach § 17 Nr. 1 TierSchG als strafbar zu qualifizieren und verstößt gegen Art. 20a GG, da 

dieser nicht nur die natürlichen Lebensgrundlagen, sondern auch die Tiere als Mitgeschöpfe 

schützt. 

Wir wollen die Eierproduktion aus Umwelt-, Klima und Tierschutzgründen deutlich reduzieren. 

 

 

 

 

  


